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Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 

(39. - öffentliche - Sitzung am 30. Oktober 2019) 

Beratungsthemen: 

1. Fortsetzung der Unterrichtung durch die Landesregierung und das 

Niedersächsische Landesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit 

(LAVES) über scheinbare Verstöße gegen den Tierschutz in einem Tierversuchslabor 

im Landkreis Harburg 

 

Der Ausschuss setzte die Unterrichtung fort und führte darüber eine Aussprache. 

  

2. a) Schluss mit Tierversuchen - mehr alternative Forschung 

Antrag der Fraktion der AfD - Drs. 18/4480 

 

 b) Tierversuchsmaschinerie stoppen - Vorschriften und Genehmigungen 

verschärfen, unangekündigte Kontrollen durchführen 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/4826 

 

 Der Ausschuss kam einvernehmlich überein, zu den Anträgen eine Anhörung 

durchzuführen. Als Termin verständigte er sich auf den 15. Januar 2020. 

Zudem bat er, bei der Bundesregierung eine Stellungnahme zu dem von der EU-

Kommission gegen Deutschland wegen unzureichender Umsetzung der 

Tierversuchsrichtlinie in nationales Recht eingeleiteten Vertragsverletzungsverfahren zu 

erbitten. 

  

3. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Raumordnungs-

gesetzes 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/4777 

 

Der Ausschuss kam einvernehmlich überein, eine Anhörung zu dem Gesetzentwurf 

durchzuführen. Als Termin verständigte er sich auf den 4. Dezember 2019. 

Er bat darum, der Landtagsverwaltung möglichst kurzfristig den Kreis der Anzuhörenden 

mitzuteilen. Von der SPD-Fraktion wurde bereits die Landwirtschaftskammer und von der 

FDP-Fraktion der Landvolkverband benannt. 

  

4. Der nächsten Milchkrise wirksam begegnen 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/1068 

 

Der Ausschuss empfahl dem Plenum des Landtages, den Antrag in der Fassung des 

Änderungsvorschlages der Koalitionsfraktionen - Vorlage 1 - anzunehmen. 

 

Zustimmung:  SPD, CDU 

Ablehnung:  - 

Enthaltung:  GRÜNE, FDP, AfD 

 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/04001-04500/18-04480.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/04501-05000/18-04826.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/04501-05000/18-04777.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01001-01500/18-01068.pdf
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5. a) Niedersachsens Wälder für die Zukunft wappnen! 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/4492 

 

 b) Wald im Klimastress: Naturnahen Waldumbau beschleunigen, Dialog über die 

Zukunft des Waldes fördern 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/4481 

 

 Der Ausschuss beschloss einvernehmlich, zu den Anträgen eine Anhörung durchzuführen. 

Als Termin hierfür nahm er den 12. Februar 2020 in Aussicht. 

Er bat, der Landtagsverwaltung möglichst zeitnah den Kreis der Anzuhörenden mitzuteilen. 

Von der SPD-Fraktion wurden bereits Prof. Dr. Spellmann von der Nordwestdeutschen 

Forstlichen Versuchsanstalt sowie der Präsident der Anstalt Niedersächsische 

Landesforsten, Herr Dr. Merker, und von der FDP-Fraktion die Landwirtschaftskammer 

benannt. 

Seitens der Koalitionsfraktionen von SPD und CDU wurde ein eigener Antrag angekündigt. 

Der Ausschuss verständigte sich darauf, diesen Antrag mit in die Anhörung einzubeziehen. 

  

6. EU-Mercosur-Handelsabkommen stoppen: Regenwald, Klima und europäische 

Landwirtschaft schützen 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/4485 

 

Der Ausschuss bat die Landesregierung um eine Unterrichtung zu dem Antrag. Als Termin 

hierfür nahm er den 27. November 2019 in Aussicht. Im Anschluss an diese Unterrichtung 

soll dann die Frage einer Anhörung geklärt werden. 

  

7. Günstige Rahmenbedingungen für den Zuckerrübenanbau in Niedersachsen 

schaffen 

Antrag der Fraktion der AfD - Drs. 18/4473 

 

Der Ausschuss verständigte sich einvernehmlich darauf, zu dem Antrag eine Anhörung 

durchzuführen. Als Termin nahm er den 4. März 2010 in Aussicht. 

  

8. Das Agrarpaket der Bundesregierung und die Verschärfung der Düngeverordnung 

stoppen - Niedersachsen muss sich unterstützend hinter seine Landwirte stellen! 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/4830 

 

Der Ausschuss bat für seine Sitzung am 27. November 2019 um eine Unterrichtung 

durch die Landesregierung. 

 
 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/04001-04500/18-04492.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/04001-04500/18-04481.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/04001-04500/18-04485.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/04001-04500/18-04473.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/04501-05000/18-04830.pdf

